
25. Juni 2018 Delegiertenversammlung der IG Metall Mannheim 
 
Resolution zur aktuellen Situation im Kriegsgebiet in der nordsyrischen Region Afrin 
 
Krieg beenden – Dialog zwischen den Konfliktparteien einleiten – Deutsche 
Rüstungsexporte in Krisenregionen verbieten 
 
Mit großer Aufmerksamkeit beobachten wir die Situation in der ethnisch vielfältigen 
Region Nordsyrien rund um Afrin, die seit vielen Jahren durch Krieg und Zerstörung 
geprägt ist. Hunderttausende Flüchtlinge mussten und müssen immer noch ihre 
Heimat verlassen. 
 
Die Operationen der türkischen Armee seit dem Januar 2018 haben zu einer 
weiteren Eskalation in der bereits seit langem krisengeschüttelten Region und zu 
noch mehr Leid und Toten geführt. Darunter sind viele zivile Opfer auf allen Seiten zu 
beklagen. 
 
Hierbei ist nach Medienberichten zu beobachten, dass die Türkei auch Waffen und 
Kriegsgerät einsetzt, welche aus Deutschland im Rahmen der NATO-Partnerschaft 
an die Türkei geliert wurden. Dies erfüllt uns als Delegierte der IG Metall Mannheim 
mit großer Sorge und Entsetzen.   
 
Wir erklären: Der Krieg und das Sterben muss enden. Eine weitere Eskalation mit 
vielen weiteren Opfern muss vermieden werden. Aus unserer Sicht kann es daher 
nur eine diplomatische Lösung des Konflikts geben. Alle Konfliktparteien müssen den 
Dialog untereinander wieder herstellen. Ziel muss ein dauerhaftes 
Friedensabkommen für die gesamte Region sein. 
 
Wir fordern alle politischen Mandatsträger und die Bundesregierung auf,  
 
 auf den NATO-Partner Türkei einzuwirken, notfalls mit politischen und 

wirtschaftlichen Sanktionen, mit dem Ziel, die besagten Operationen 
außerhalb seiner Landesgrenze umgehend einzustellen und den 
Kriegseinsatz zu beenden 
 

 sich für eine sofortige Wiederaufnahme der internationalen 
Vermittlungsbemühungen zwischen den Konfliktparteien einzusetzen 
 

 Rüstungsexporte in Krisenregionen zu verbieten und den NATO-Partner 
Türkei auf seine Verpflichtungen im Rahmen seiner Bündnis-Mitgliedschaft 
hinzuweisen. 

 
Weiterhin unterstützen wir als Delegierte der IG Metall Mannheim aktiv die 
Beschlüsse des 23. Ordentlichen Gewerkschaftstages 2015 
 

 1.125 zur Friedenspolitik und Rüstungskonversion 
 
Der Vorstand der IG Metall wird aufgefordert, seinen Einfluss auf die Bundesregierung geltend zu 
machen und darauf hinzuwirken, dass sich die Bundesregierung dafür einsetzt,  

 die Rüstungsausgaben deutlich zu senken, 
 jegliche direkte oder indirekte Unterstützung von Kriegen oder kriegsähnlicher Handlungen zu 

unterlassen oder zu beenden, 
 keinen Krieg oder kriegsähnliche Handlungen um Rohstoffe zu führen, 



 den sofortigen Rückzug der Bundeswehr aus allen Kampfeinsätzen zu vollziehen, soweit sie 
nicht durch UN-Mandat legitimiert sind, 

 den Rüstungsexport in Krisenländer zu unterlassen 
 Projekte der Rüstungskonversion mit einem Konversionsfonds zu unterstützen, 
 den von Krieg und Gewalt betroffenen Menschen beizustehen – dies schließt eine 

solidarische Flüchtlingspolitik ein. 
 
Die IG Metall fordern wir auf, 

 konkrete Projekte zur Rüstungskonversion zu starten, 
 die Öffentlichkeitsarbeit für Frieden und Abrüstung zu stärken, 
 Friedensaktivitäten im Bündnis mit der Friedensbewegung zu unterstützen. 

 
  (Auszug) 
 

 sowie 1.134 zur Beschäftigungssicherheit in der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie in 
Deutschland  

 
1. Die IG Metall setzt sich dafür ein, dass der vom 
Bundeswirtschaftsministerium geplante Innovationsfonds 
für Diversifikationsprojekte angemessen 
erhöht wird und auch Betriebsräte sowie die 
IG Metall antragsberechtigt werden. Hierzu müssen 
die Forschungsaufwendungen staatlich verstärkt 
und der Know-how-Transfer hin zu zivilen 
Produkten gefördert werden. 
 
2. Die IG Metall setzt sich dafür ein, den vom Bundeswirtschaftsminister 
2014 gestarteten industriepolitischen 
Dialog zur Entwicklung der wehr- und sicherheitstechnischen Industrie zu institutionalisieren und 
hierfür einen Branchenrat einzurichten. 
 
3. Die IG Metall setzt sich aktiv für die Interessen der Beschäftigen ein, damit der Strukturwandel in 
der wehr- und sicherheitstechnischen Industrie nicht zulasten der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer geht. Der IG Metall Vorstand unterstützt in 
Abstimmung mit dem jeweiligen Bezirk Verwaltungsstellen, die Betriebe der wehr- und 
sicherheitstechnischen Industrie betreuen, um den Strukturwandel in der Branche zu begleiten. 
 
4. Der IG Metall Vorstand begleitet die Konsolidierung 
der wehr- und sicherheitstechnischen Industrie 
in Europa und arbeitet hierzu eng mit IndustriALL Europe und den europäischen 
Schwestergewerkschaften zusammen. 
 
5. Der IG Metall Vorstand entwickelt mit den Vertrauensleuten und Betriebsräten aus wehrtechnischen 
Betrieben sowie den betroffenen Verwaltungsstellen einen Leitfaden zur Diversifikation und 
Konversion. Dabei sind die Erfahrungen der 
80er- und 90er-Jahre aufzunehmen.  
 
6. Die IG Metall unterstützt eine weltweite Waffenhandelskontrolle und eine restriktive 
Genehmigungspraxis von Waffenexporten durch die Bundesregierung. 
Notwendig sind mehr Transparenz sowie eine strikte Endverbleibskontrolle. Die IG Metall fordert die 
sofortige Einstellung der Lieferung von Kleinwaffen in Krisengebiete, da diese Kleinwaffen gerade 
auch in Bürgerkriegen zum Einsatz 
kommen. 
 
 
(Auszug) 
 
 
Beschlossen von der Delegiertenversammlung der IG Metall Mannheim am 25. Juni 
2018 


